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Rahmenordnung für Studien- und Prüfungsordnungen der Technischen Hochschule Bran-

denburg (RO-THB) vom 12.10.2022  

Auf Grund von  

- § 64 Abs. 2 Nr. 2 sowie § 23 des Brandenburgischen Hochschulgesetzes (BbgHG) vom 28.04.2014 

(GVBl. I/14, [Nr. 18]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2020 (GVBl. I/20, [Nr. 26]), in 

Verbindung mit § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 der Grundordnung der Technischen Hochschule Brandenburg 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. November 2021 (Amtliche Mitteilungen S. 4659)  

- sowie der Verordnung über die Gestaltung von Prüfungsordnungen zur Gewährleistung der 

Gleichwertigkeit von Studium, Prüfungen und Abschlüssen (HSPV) vom 4.03.2015 (GVBl. II/15, 

[Nr. 12]), zuletzt geändert durch Verordnung vom 7.07.2020 (GVBl. II/20, [Nr. 58]) 

hat der Senat mit Beschlussfassung vom 12.10.2022 folgende Rahmenordnung für Studien- und Prü-

fungsordnungen der Technischen Hochschule Brandenburg (RO-THB 2022) erlassen:1 

 

  

 

 

 
1  Genehmigt durch das Schreiben des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kultur vom 16.12.2022. 
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I. Abschnitt Allgemeine Regelungen 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Rahmenordnung für Studien- und Prüfungsordnungen gilt für alle Studiengänge der Tech-

nischen Hochschule Brandenburg, University of Applied Sciences (im Folgenden: Hochschule). Mit 
Ausnahme der §§§ 25−32 gilt diese Rahmenordnung nicht für Studiengänge, die im Hochschul-

verbund der Virtuellen Fachhochschule organisiert sind. 

(2) Die Bestimmungen dieser Rahmenordnung sind von dem nach der Grundordnung der Hochschule 

zuständigen Organ des jeweiligen Fachbereiches für alle Studiengänge durch fachspezifische Stu-

dien- und Prüfungsordnungen zu ergänzen. 

§ 2 Allgemeine Studienziele 

(1) Das Studium an der Technischen Hochschule Brandenburg soll die Studierenden befähigen, kom-
plexe berufliche Tätigkeiten unter Anwendung wissenschaftlicher Methoden auszuüben und ihre 

individuellen (Weiter-)Bildungs- und Erwerbsbiographien flexibel und erfolgreich zu gestalten. 

(2) Die Qualifikationsziele des Studiums und die beruflichen Einsatzfelder nach dem Studium sind in 

der jeweiligen fachspezifischen Studien- und Prüfungsordnung kurzgefasst zu beschreiben. Die 

Qualifikationsziele müssen dem angestrebten wissenschaftlichen Ausbildungsziel und Abschluss-
niveau entsprechen und beziehen sich vor allem auf die Bereiche wissenschaftliche Befähigung, 

Berufsbefähigung, Befähigung zu gesellschaftlicher Teilhabe und Persönlichkeitsentwicklung. 

§ 3 Studien- und Prüfungsordnungen 

(1) Die studiengangspezifischen Studien- und Prüfungsordnungen enthalten mindestens: 

1. die Regelstudienzeit mit Umfang in Leistungspunkten, 

2. einen Regelstudienplan, der sicherstellt, dass das Studium in der Regelstudienzeit abgeschlos-

sen werden kann, der einen Vorschlag für ein Mobilitätsfenster und auch die gegebenenfalls 

vorhandene berufspraktische Studienphase beinhaltet, 

3. die Form und das vorgesehene Semester von Prüfungsleistungen (Prüfungstafel), 

4. Modulbezeichnungen (auch in englischer Sprache), 

5. den Bearbeitungsumfang in Leistungspunkten und die Bearbeitungszeit der Abschlussarbeit, 

6. die Gewichtung des Kolloquiums zur Abschlussarbeit, 

7. die Gewichtung der Abschlussarbeit bei der Berechnung der Gesamtnote, 

8. den akademischen Grad nach § 9 Abs. 3 der Hochschulprüfungsverordnung (HSPV) sowie 

9. die Lehrsprache(n). 

(2) Die in dieser Ordnung festgelegten Regelungen für das Nichtbestehen von Prüfungen dürfen in 

den studiengangspezifischen Studien- und Prüfungsordnungen nicht abweichend geregelt wer-

den. 

§ 4 Lehr- und Lernformen 

(1) Formen der Lehrveranstaltungen in den studiengangspezifischen Studien- und Prüfungsordnun-

gen sind in der Regel: 

1. Vorlesungen (V), 

2. Übungen (Ü), 

3. Seminare (S), 
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4. Betreutes selbstorganisiertes Lernen (BSL), 

5. Laborpraktika (L), 

6. Projekte (P). 

(2) Die Lehrveranstaltungsform, soweit sie nicht durch die studiengangspezifische Studien- und Prü-

fungsordnung bestimmt ist, wird durch die Dozentin oder den Dozenten festgelegt. 

(3) In den Vorlesungen trägt die oder der Lehrende den Lehrstoff im Zusammenhang vor; die Stu-
dierenden haben Gelegenheit zu einzelnen Zwischenfragen. Vorlesungen können auch als kleine 

Vorlesungen (KV) vor Teilen der Studierenden eines Semesters stattfinden. 

(4) Übungen dienen der Vertiefung und Anwendung des Lehrstoffs; die oder der Lehrende leitet die 

Studierenden an, einzeln oder in Gruppen Aufgaben selbständig zu lösen. 

(5) In Seminaren erarbeiten die Studierenden einzeln oder in Gruppen Beiträge, die im Kreis aller 

Teilnehmer unter Leitung einer oder eines Lehrenden vorgetragen und diskutiert werden. 

(6) Mittels des betreuten selbstorganisierten Lernens können sich Studierende selbständig oder in 
Gruppen Lerninhalte erschließen, die beispielsweise über Online-Lernplattformen begleitend zur 

Präsenzlehre oder als Propädeutika oder als Brückenkurse angeboten werden. 

(7) In Laborpraktika führen die Studierenden unter Anleitung von Lehrenden selbständig Versuche 

oder praktische Arbeiten durch. 

(8) Bei Projekten arbeiten Studierende einzeln oder in der Gruppe selbständig für einen festgelegten 
Zeitraum unter Anleitung von Lehrenden an einem vorgegebenen oder selbst gewählten Thema, 

das im Wesentlichen ihrem derzeitigen Ausbildungsstand entspricht. Eine betreuende Lehrende 

oder ein betreuender Lehrender regt an und berät. 

Mit der Arbeit an Projekten sollen 

1. der unmittelbare Praxisbezug des Studiums vertieft werden, 

2. die Teamfähigkeit der Studierenden gefördert werden, 

3. die Möglichkeit zu weiteren spezifischen Vertiefungen gegeben werden, 

4. die kreative Kombination der Kenntnisse aus einzelnen Teilgebieten erreicht werden. 

(9) Die festgelegte Lehrveranstaltungsform kann in begründeten Fällen geändert werden. Der Ände-

rungsvorschlag wird von der Dekanin oder dem Dekan in Abstimmung mit den inhaltlich betroffe-

nen Fachkollegen erarbeitet und vom Fachbereichsrat beschlossen. 

§ 5 Zugang und Zulassung 

(1) Für die Zugangsvoraussetzungen für die Bachelor- und Masterstudiengänge gilt § 9 BbgHG. 

(2) Werden über den ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss hinausgehende Eignungs- 

und Qualifikationsvoraussetzungen nach § 9 Abs. 5 S. 2 BbgHG für Masterstudiengänge gefor-
dert, so ist dies in den fachspezifischen Ordnungen für Zugang zu regeln. Eine Regelung ist nur 

zulässig, wenn die zusätzlichen Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzungen wegen der speziel-
len fachlichen Anforderungen des jeweiligen Masterstudienganges nachweislich erforderlich sind 

und in der studiengangspezifischen Ordnung die Ermächtigungsgrundlage aus § 9 Abs. 5 S. 2 

BbgHG mit der entsprechenden Fundstelle zitiert wird. 

(3) In folgenden Fällen ist die Regelung von Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzungen nach § 9 

Abs. 5 S. 2 BbgHG grundsätzlich möglich: 

1. Regelung der nach § 4 Abs. 7 S. 2 Hochschulprüfungsverordnung erforderlichen Leistungs-

punktezahl des ersten berufsqualifizierenden Bachelorabschlusses bei Studierenden mit Ba-
chelorabschlüssen oder der erforderlichen Regelstudienzeit bei Studierenden mit einem ande-

ren ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss, 

2. Forderung von Sprachkenntnissen, wenn der jeweilige Studiengang ausschließlich oder teil-
weise in einer anderen Sprache als Deutsch angeboten wird oder wenn die wissenschaftliche 
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Literatur typischerweise zu einem wesentlichen Anteil in der jeweiligen Fremdsprache angebo-

ten wird. 

3. Inhaltlich-fachliche Anforderungen an den ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschluss 

müssen für die Aufnahme des Masterstudiums nachweislich erforderlich sein. Sie müssen in 
der studiengangspezifischen Ordnung für Zugang konkret benannt sein. Insbesondere nach-

stehende Formulierungen sind nicht hinreichend bestimmt: 

a. in einem für das Masterstudium wesentlichen Fach, 

b. in einem für das Masterstudium relevanten Fach, 

c. mit sinnvollem Zusammenhang zum Masterstudium, 

d. erster berufsqualifizierender Abschluss in einem naturwissenschaftlich fundierten Studium. 

(4) Das Erfordernis der hinreichenden Bestimmbarkeit der fachlichen Ausrichtung des für den Mas-
terstudiengang erforderlichen ersten Hochschulabschlusses kann durch eine Koppelung der in 

Nummer 3 Buchstabe a bis d genannten Formulierungen mit einer exemplarischen Aufzählung 
erster berufsqualifizierender Abschlüsse verschiedener Fachrichtungen, die den Zugang gewäh-

ren, erfüllt werden. 

(5) Insbesondere in folgenden Fällen ist die Regelung zusätzlicher Eignungs- und Qualifikationsvo-

raussetzungen für den Zugang zu Masterstudiengängen unzulässig: 

1. Prüfung der Motivation des Studienbewerbers, 

2. Forderung von Referenz- oder Empfehlungsschreiben. 

(6) Die Zulassung in zulassungsbeschränkten Studiengängen erfolgt nach § 11 und § 12 BbgHG. 

§ 6 Teilzeitstudienform 

(1) Für ein Teilzeitstudium geeignete Studiengänge können so organisiert und eingerichtet werden, 

dass Studierenden, die aus persönlichen Gründen nicht in der Lage sind, ein Vollzeitstudium zu 

betreiben, ein Studium auch in Teilzeitform möglich wird. 

(2) Enthält der Regelstudienplan das Angebot eines Teilzeitstudiums, dann sollte der zeitliche Auf-
wand pro Semester der Hälfte des regulären Vollzeitstudiums entsprechen. 

Im begründeten Ausnahmefall kann ein individuell gestalteter Teilzeitstudienplan erarbeitet und 

zwischen der Hochschule und der bzw. dem Studierenden vereinbart werden, der für beide Sei-
ten verbindlich ist. Der Teilzeitstudienplan ist vom zuständigen Prüfungsausschuss zu genehmi-

gen. 

(3) Bei Abschlussarbeiten gilt für Teilzeitstudierende grundsätzlich die reguläre, in der jeweiligen 

fachspezifischen SPO festgelegte Bearbeitungszeit. Bei nachgewiesener Berufstätigkeit oder aus 

anderen schwerwiegenden Gründen (Kinderbetreuung, Pflege von Angehörigen, Schwerbehinde-
rung usw.) kann diese auf Antrag an den Prüfungsausschuss geeignet verlängert werden. Der 

Antrag auf Verlängerung der Bearbeitungszeit muss dem Prüfungsausschuss spätestens inner-

halb von zwei Wochen nach Anmeldung der Arbeit vorliegen. 

§ 7 Module 

(1) Das Lehrangebot der einzelnen Studiengänge ist zu modularisieren und setzt sich aus Pflicht- und 

Wahlpflichtmodulen zusammen. 

(2) Zusätzlich zu einer fachspezifischen Studien- und Prüfungsordnung ist ein Modulhandbuch zu er-
stellen und den Studierenden verfügbar zu machen. Die Beschreibung der Module muss insbe-

sondere die Inhalte, Lehrformen, Teilnahmevoraussetzungen, den Studienzeitaufwand (gemes-
sen in Leistungspunkten), den Leistungserfassungsprozess, die Prüfungsformen und die zu errei-

chenden Kompetenzen umfassen. 
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(3) Die in einem Modul festgelegten Leistungen sind studienbegleitend zu erbringen. Jedes Modul ist 
mit einer Bewertung abzuschließen. Die Bewertung erfolgt grundsätzlich als Note. Dafür geeig-

nete Module nach § 6 Abs. 1 Hochschulprüfungsverordnung (HSPV) können ohne Benotung be-

wertet werden („bestanden“ / „nicht bestanden“). 

(4) Für den Bachelorabschluss sind mindestens 180 und höchstens 240 Leistungspunkte nachzuwei-

sen. 

(5) Für den Masterabschluss sind unter Einbeziehung des vorangegangen Studiums 300 Leistungs-

punkte zu erbringen. Im begründeten Einzelfall kann von den Anforderungen in Satz 1 bei ent-
sprechender Qualifikation von Studierenden, über die der zuständige Prüfungsausschuss befin-

det, abgewichen werden. Das Nähere regelt § 4 Abs. 7 S. 3 bis 8 HSPV. 

(6) Jedem Modul ist in Abhängigkeit vom Arbeitsaufwand für die Studierenden eine bestimmte An-
zahl von Leistungspunkten entsprechend dem European Credit Transfer System (ECTS) zuzuord-

nen. Module sollen einen Umfang von jeweils mindestens fünf Leistungspunkten aufweisen. In 
begründeten Fällen können Module auch einen geringeren Umfang aufweisen, sofern die durch-

schnittliche Prüfungsbelastung im Semester hierdurch nicht steigt. 

(7) Je Semester eines Vollzeitstudiums sind in der Regel 30 Leistungspunkte zugrunde zu legen, wo-
bei ein Leistungspunkt einer Gesamtarbeitsleistung der Studierenden von 25 bis 30 Zeitstunden 

entspricht. 

§ 8 Prüfungen 

(1) Prüfungsleistungen werden nach Maßgabe der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung schrift-
lich und / oder mündlich und / oder praktisch erbracht. Schriftliche Prüfungen nach dem Prinzip 

des Multiple-Choice sind nur in nachweislich kompetenzorientierter Form erlaubt. Kombinationen 

der Prüfungsformen sind zulässig. 

(2) Klausuren sind schriftliche Prüfungen, die eine Dauer von mindestens 90 und höchstens 180 Mi-

nuten umfassen sollen. 

(3) Sonstige schriftliche und praktische Arbeiten dienen der Bearbeitung einer Aufgabenstellung über 

einen größeren begrenzten Zeitraum innerhalb des Semesters. Das Ergebnis kann nicht nur eine 

schriftliche Ausarbeitung sein, sondern auch das Ergebnis einer praktischen Arbeit wie ein Rech-
nerprogramm, Versuchsergebnis, Video oder eine gestalterische Ausarbeitung. Die Abnahme 

muss nicht in Gegenwart einer oder eines Beisitzenden erfolgen. 

(4) Mündliche Prüfungen sind das Prüfungsgespräch oder das Kolloquium. Mündliche Prüfungen ha-

ben eine Dauer von mindestens 15 und maximal 60 Minuten. Mündliche Prüfungen sind grund-

sätzlich von einer oder einem Prüfenden in Gegenwart einer oder eines sachkundigen Beisitzen-
den abzunehmen. Der Gegenstand und die wesentlichen Ergebnisse mündlicher Prüfungen sind 

zu protokollieren. Für die Beisitzer gilt § 11 Abs. 3. 

(5) In Projekten gemäß § 4 Abs. 8 erfolgt die Prüfung durch Vorlage der Projektergebnisse zum Se-

mesterende. Mögliche Formen für die Vorlage der Projektergebnisse sind: 

- eine schriftliche Arbeit, 

- ein Referat, 

- eine Präsentation und – falls zutreffend – Abgabe der praktischen Projektergebnisse, wo-

bei individuelle Studienleistungen nachweisbar sein müssen. 

(6) Elektronische Prüfungen können in folgenden Formaten stattfinden: 
1. als Präsenzprüfungen (z. B. in den Räumlichkeiten der Hochschule), bei denen computerge-

stützte Instrumente zum Einsatz kommen. 

2. als Online-Prüfungen, bei denen die beteiligten Personen nicht in einem Prüfungsraum anwe-
send sein müssen. Bei schriftlichen Online-Prüfungen bearbeiten die Studierenden am Computer 

in einem vorgegebenen Zeitfenster Prüfungsaufgaben. Mündliche Online-Prüfungen, Referate 
und Präsentationen können als videobasierte Prüfungen stattfinden. 

Bei allen elektronischen Prüfungen muss sichergestellt sein, dass im Sinne der Chancengleichheit 
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der zu prüfenden Person weder Vor- noch Nachteile durch die elektronische Prüfungsform entste-

hen. 

(7) Die Prüfungsdauer wird zu Beginn jeden Semesters von dem prüfungsbefugten Lehrenden in Ab-

hängigkeit vom Umfang der Lehrveranstaltung festgelegt und den Studierenden in dem entspre-
chenden Modul einheitlich spätestens drei Wochen nach Beginn der Lehrveranstaltungen in die-

sem Modul in geeigneter Weise bekannt gegeben. Gleiches gilt für die Prüfungsform, sofern die 

Studien- und Prüfungsordnung mehrere Prüfungsformen für ein Modul zulässt. 

(8) Leistungen, deren Bestehen Voraussetzung für die Fortsetzung des Studiums ist (letzte Wieder-

holungsmöglichkeit), sind von zwei Prüfenden zu bewerten. 

(9) Das Ergebnis mündlicher Prüfungsleistungen ist den Studierenden im Anschluss an die Prüfung 

mitzuteilen. Das Bewertungsverfahren für andere Prüfungsleistungen darf vier Wochen nicht 
überschreiten. Über Antrag an die Dekanin oder den Dekan ist eine Verlängerung um zwei Wo-

chen möglich. Die Dekanin oder der Dekan achtet auf die Einhaltung der Fristen durch die Prü-

fenden. 

(10) Sämtliche Prüfungsergebnisse werden durch hochschulüblichen Aushang und im Online-Portal 

der Prüfungsverwaltung der Hochschule unter Beachtung des Datenschutzes bekannt gemacht. 

(11) Ist eine Prüfung endgültig nicht bestanden oder der Prüfungsanspruch erloschen, erfolgt die Be-

kanntgabe unverzüglich schriftlich und im Interesse der Rechtssicherheit mit einer Rechtsbehelfs-

belehrung. 

(12) Studierende haben das Recht, Prüfungsleistungen in einer anderen als der vorgesehenen Form 
oder mit einer bis zu 50 Prozent verlängerten Prüfungsdauer zu erbringen, wenn sie durch ärztli-

ches Attest oder in sonstiger geeigneter Weise, insbesondere durch Vorlage eines Schwerbehin-

dertenausweises, nachweisen, dass sie wegen Behinderungen und körperlicher Beeinträchtigun-
gen nicht dazu in der Lage sind, die Prüfung ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form oder 

der vorgegebenen Zeit abzulegen. Falls erforderlich, sind Erholungspausen zu gewähren und / 
oder eine Schreibkraft hinzuzuziehen bzw. Hilfsmittel der Informationstechnik zur Verfügung zu 

stellen. Über einen entsprechenden Antrag entscheidet der Prüfungsausschuss. Die Entscheidung 

ist aktenkundig zu machen. 

§ 9 Studienberatung 

(1) Jede Studierende und jeder Studierende wird einer Mentorin oder einem Mentor zugeordnet. Die 

Details regelt § 20 Abs. 2 BbgHG. 

(2) Haben die Studierenden eine nach dem Regelstudienplan in der studiengangsspezifischen Ord-

nung erforderliche Prüfung nicht innerhalb einer Frist von weiteren sechs Semestern in Bachelor-
Studiengängen bzw. weiteren vier Semestern in Masterstudiengängen erfolgreich abgelegt, so 

sind sie verpflichtet, an einer Studienfachberatung nach § 20 Abs. 3 BbgHG teilzunehmen. Zu 
dieser Studienfachberatung werden sie über das Studierendensekretariat der Hochschule eingela-

den. Die Studienfachberatung erfolgt durch eine Hochschullehrerin oder einen Hochschullehrer 
der Hochschule. Nimmt die oder der Studierende trotz Einladung nicht an der Studienfachbera-

tung teil, so erlischt der Prüfungsanspruch mit der Folge der Exmatrikulation. Mit der Einladung 

zur Studienfachberatung ist die oder der Studierende darauf schriftlich hinzuweisen. 

(3) In allen Studien- und Prüfungsangelegenheiten sowie bei den Beratungsgesprächen und der 

Kommunikation mit den Mentorinnen und Mentoren sind die Belange der Studierenden mit Kin-
derbetreuungs- und Pflegepflichten sowie von Studierenden mit Behinderungen besonders zu be-

rücksichtigen. § 22 Abs. 1 S. 4 und S. 5 BbgHG sind zu beachten. 

(4) Das Ergebnis der Studienfachberatung ist i. A. ein Studienverlaufsplan. Es wird schriftlich festge-
halten und von der Studierenden oder dem Studierenden sowie der Hochschullehrerin oder dem 

Hochschullehrer unterschrieben. Eine Kopie wird den Studierendenakten beigefügt. Ein Rücktritt 
von Prüfungen, die im individuellen Studienverlaufsplan vorgesehen sind, ist nur mit triftigem 

Grund möglich. Im Krankheitsfall ist der Prüfungsverwaltung der Hochschule ein amtsärztliches 

Attest vorzulegen. Zu beachten ist § 13 Abs. 2. 
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§ 10 Anerkennung und Anrechnung von Studienzeiten und Leistungen 

(1) Leistungen, die an einer anderen Hochschule erbracht wurden, werden anerkannt, sofern sie sich 

in Inhalt, Umfang und Niveau nicht wesentlich von den in der betreffenden Studien- und Prü-

fungsordnung vorgesehenen Prüfungsleistungen unterscheiden. Dabei ist kein schematischer 
Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung im Hinblick auf die Bedeu-

tung der Leistungen vorzunehmen. Bei Nicht-Anerkennung besteht eine Beweispflicht der Hoch-

schule entsprechend der Lissabon-Konvention. 

(2) Der Antrag auf Anerkennung von Studienleistungen nach Absatz 1 muss spätestens 8 Wochen 
nach Aufnahme des Studiums an der Hochschule gestellt werden. Bei entsprechenden Leistun-

gen, die während des Studiums an der Hochschule erbracht wurden (z.B. in einem Auslandsse-

mester), muss dieser Antrag in kürzest möglicher Zeit nach Erbringung der Studienleistung, im 
Normalfall innerhalb von 8 Wochen nach Beginn der Vorlesungszeit des Folgesemesters, gestellt 

werden. 

(3) Über die Anerkennung von Studienleistungen nach Absatz 1 entscheidet der Prüfungsausschuss. 

Bei einer Ablehnung gilt § 24 Abs. 4 BbgHG. 

(4) Außerhalb des Hochschulwesens erworbene Kenntnisse und Fähigkeiten sind bis zu 50 Prozent 
der Gesamtstudienleistung anzurechnen, wenn sie nach Inhalt und Niveau dem Teil des Studi-

ums gleichwertig sind, der ersetzt werden soll. Dabei ist mindestens eines der folgenden Anrech-

nungsverfahren zu berücksichtigen: 

a. Standardisierte Anrechnung von Aus- und Weiterbildungen für den Regelfall, 

b. Individuelle Anrechnung von Qualifikationen aus Aus- und Weiterbildungen, 

c. Individuelle Anrechnung von informell erworbenen Kompetenzen. 

(5) Der Antrag auf Anrechnung von außerhalb des Hochschulwesens erworbenen Kompetenzen und 
Fähigkeiten muss spätestens 8 Wochen nach Aufnahme des Studiums an der Hochschule gestellt 

werden. Über die Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(6) Werden Prüfungsleistungen anerkannt oder angerechnet, sind die Noten bei vergleichbaren No-

tensystemen zu übernehmen und in die Berechnung der Modul- und Gesamtnoten einzubezie-

hen. Bei nicht vergleichbaren Notensystemen wird bei eindeutig positivem Abschluss der Vermerk 
„bestanden“ aufgenommen und die Prüfungsleistung bei der Berechnung der Modul- und Ge-

samtnote nicht berücksichtigt. Eine Kennzeichnung der Anerkennung oder Anrechnung im Zeug-
nis ist zulässig. Die für die Anerkennung und/oder Anrechnung erforderlichen Unterlagen sind 

von der Studierenden und oder dem Studierenden beizubringen. 

§ 11 Prüfende und Beisitzende 

(1) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen sind das an der Hochschule hauptberuflich tätige wissen-

schaftliche und künstlerische Personal, Lehrbeauftragte und in der beruflichen Praxis und Ausbil-
dung erfahrene Personen befugt. Hochschulprüfungen sollen nur von Personen abgenommen 

werden, die Lehraufgaben erfüllen. Lehraufgabe ist auch die Betreuung der Abschlussarbeit. 

(2) Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet werden, die selbst mindestens die durch 

die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(3) Eine zu einem Modul gehörende Prüfung wird in der Regel von dem in dem Modul Lehrenden ab-
genommen, der bei mündlichen Prüfungen auch die Person der / des Beisitzenden festlegt. Als 

Beisitzende können Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hochschule sowie in der beruflichen Pra-

xis und Ausbildung erfahrene Personen benannt werden. 

(4) Die Abschlussarbeit und das Kolloquium sind von zwei Prüferinnen oder Prüfern aus dem Fachge-

biet, auf das sich die Abschlussarbeit bezieht, zu bewerten. Eine Prüferin oder ein Prüfer, in der 
Regel die Erstprüferin oder der Erstprüfer, muss die Einstellungsvoraussetzungen für Professoren 

nach dem Brandenburgischen Hochschulgesetz erfüllen und in dem Fachgebiet, auf das sich die 
Abschlussarbeit bezieht, eine eigenverantwortliche, selbständige Lehrtätigkeit an der Hochschule 

ausüben. 



Amtliche Mitteilungen der Technischen Hochschule Brandenburg - Nr. 23 vom 22.12.2022 

Seite 4870  

(5) Erste Prüferin oder erster Prüfer der Abschlussarbeit und des Kolloquiums ist in der Regel die 
oder der jeweilige Betreuende der Arbeit. Sie oder er muss Mitglied oder Angehörige / Angehöri-

ger der Hochschule sein. Der Abschlusskandidat oder die Abschlusskandidatin kann die zweite 

Prüfende / den zweiten Prüfenden vorschlagen. Die abschließende Entscheidung über den Vor-

schlag trifft der Prüfungsausschuss. 

(6) Die Prüfenden und Beisitzenden sind unter Beachtung gesetzlicher Bestimmungen sowie der Re-

gelungen dieser Ordnung in ihrer Prüfungstätigkeit unabhängig. 

§ 12 Prüfungstermine / Prüfungsanmeldung 

(1) Prüfungen werden studienbegleitend im Anschluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen durch-

geführt. Der Prüfungstermin liegt in dem Semester, in dem das Modul durchgeführt wird, in der 

Regel innerhalb der ersten drei Wochen nach Ende der Vorlesungszeit. Prüfungen an abweichen-
den Terminen sind nur im Ausnahmefall und mit Erlaubnis des Prüfungsausschusses zulässig. Sie 

sind bis spätestens zwei Wochen vor dem jeweiligen Prüfungstermin bei der Prüfungsverwaltung 

der Hochschule schriftlich anzumelden. 

(2) Studierende sind aufgrund ihrer Immatrikulation an der Hochschule in der gesamten Zeit ihres 

Studiums zu allen Prüfungen angemeldet, die in der Prüfungstafel der Studien- und Prüfungsord-
nung ihres Studiengangs im erreichten Fachsemester vorgesehen sind und noch nicht erfolgreich 

abgelegt wurden. Die Anmeldung gilt auch für alle im jeweils laufenden Semester angebotenen 
Prüfungen, die schon in vorangegangenen Semestern hätten abgelegt werden sollen, aber nicht 

angetreten oder bestanden worden waren. Ausnahmen von Satz 1 gelten für die Abschlussprü-
fung und für den Fall, dass die entsprechende Prüfung der letzte Versuch einer Prüfung ist. Ist 

die Prüfung der letzte Versuch, muss sich die Studierende oder der Studierende zu der jeweiligen 

Prüfung spätestens zwei Wochen vor dem jeweiligen Prüfungstermin bei der Prüfungsverwaltung 
der Hochschule gesondert schriftlich anmelden. Nach Ablauf der Regelstudienzeit wird die oder 

der Studierende automatisch zu allen Prüfungen, die bis zu diesem Zeitpunkt nicht erfolgreich 

abgelegt wurden, angemeldet. 

(3) Ein Rücktritt von Prüfungen i. S. des Absatzes 2 ist bis spätestens zwei Wochen vor Beginn der 

Prüfung durch Abmeldung in der Prüfungsverwaltung möglich. Zu beachten sind § 9 Abs. 2 und 

Abs. 4. 

(4) Ausgeschlossen von der Rücktrittsmöglichkeit i.S. des Absatzes 3 sind semesterbegleitende oder 
mehrteilige Prüfungen, wenn an mindestens einem Teilleistungsnachweis bereits teilgenommen 

wurde. 

(5) Studierende, die an einer Prüfung vorzeitig teilnehmen wollen, müssen sich zu der jeweiligen 
Prüfung spätestens zwei Wochen vor dem jeweiligen Prüfungstermin bei der Prüfungsverwaltung 

der Hochschule gesondert schriftlich anmelden. 

(6) Der Ort sowie der Zeitpunkt der Prüfung werden in hochschulüblicher Weise frühestmöglich, spä-

testens aber vier Wochen im Voraus im elektronischen Studierendenportal bekannt gegeben. 
Zwischen Prüfungen, die in der Prüfungstafel eines Studiengangs in einem Fachsemester vorge-

sehen sind, soll nach Möglichkeit mindestens ein prüfungsfreier Tag liegen. 

(7) Nehmen Studierende an einer Prüfung teil, ohne für die Teilnahme vorgesehen zu sein, wird die 
Leistung nicht bewertet, es sei denn, die Studierenden haben die Gründe für die Nichtberücksich-

tigung nicht selbst zu vertreten. 

§ 13 Fristversäumnis und -überschreitung, Rücktritt, Ordnungsverstöße 

(1) Wenn Studierende zu einem Prüfungstermin ohne triftige Gründe nicht erscheinen oder wenn sie 

nach Beginn der Prüfung ohne triftigen Grund von der Prüfung zurücktreten, gilt die Prüfung als 
nicht bestanden und wird mit der Note 5,0 (nicht ausreichend) bewertet. Das Gleiche gilt, wenn 

eine sonstige schriftliche oder praktische Arbeit nicht bis zum festgelegten Prüfungstermin beim 

Prüfenden abgegeben wird. 
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(2) Rücktritts- oder Versäumnisgründe müssen unverzüglich nach Kenntnis schriftlich bei der Prü-
fungsverwaltung der Hochschule geltend gemacht und nachgewiesen werden. Sie müssen der 

Prüfungsverwaltung spätestens am dritten Werktag nach der Prüfung vorliegen. Zur Wahrung 

der Frist kann der Nachweis zunächst eingescannt und per Mail versandt werden; der Original-
nachweis ist unverzüglich nachzureichen. Der Nachweis ist im Fall einer Erkrankung grundsätzlich 

durch ein ärztliches Attest zu erbringen. Auf Anordnung des Prüfungsausschusses kann die Vor-
lage eines amtsärztlichen Attestes verlangt werden. Im Fall eines Rücktritts von begonnener Prü-

fung ist unverzüglich ein qualifizierter Nachweis zu erbringen, aus dem hervorgeht, dass der 
Prüfling zum Zeitpunkt der Prüfung prüfungsunfähig war und darüber zu Beginn der Prüfung 

keine Kenntnis hatte. Rücktritts- oder Versäumnisgründe geltend zu machen, darf nicht mit Be-

dingungen verbunden werden; sie können auch nicht zurückgenommen werden. Über die Aner-
kennung der Gründe entscheidet im Zweifelsfall der Prüfungsausschuss. Bei Vorlage eines Attes-

tes kann während der gesamten Zeit der Erkrankung nicht an Prüfungen teilgenommen werden. 
Nimmt der oder die Studierende dennoch an der Prüfung teil, so wird die Leistung in jedem Fall 

bewertet. Ein Rücktritt ist ausgeschlossen. 

(3) Versuchen Studierende bei einer Klausur oder mündlichen Prüfung das Ergebnis durch Täu-
schung oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder wirken sie bei einer 

Täuschung mit oder stören sie den ordnungsgemäßen Verlauf einer Prüfung, so wird die betref-
fende Prüfungsleistung mit der Note 5,0 (nicht ausreichend) bewertet. Die betreffenden Studie-

renden können dann von der oder dem jeweiligen Prüfenden von einer Fortsetzung einer laufen-
den Prüfung ausgeschlossen werden. Versuchen Studierende bei einer sonstigen schriftlichen 

oder praktischen Arbeit das Ergebnis durch Täuschung zu beeinflussen oder wirken sie bei einer 

Täuschung mit oder verletzen sie zum Zweck der Täuschung geistiges Eigentum anderer bzw. 
verwenden publiziertes Material Dritter ohne Angabe der Quellen, so wird die betreffende Prü-

fungsleistung mit der Note 5,0 (nicht ausreichend) bewertet. 

(4) Mit der Abgabe einer Prüfungsleistung stimmt die oder der Studierende der Überprüfung dieser 

Prüfungsleistung durch Plagiatserkennungssoftware zu. 

(5) Die Feststellung der Täuschung erfolgt durch die Prüfenden oder Aufsichtsführenden und wird 
aktenkundig gemacht. Bei einer sonstigen schriftlichen oder praktischen Arbeit ist der Täu-

schungsversuch durch eine/n zweite/n Prüfende/n zu bestätigen. Nach nachgewiesener dreimali-
ger Täuschung werden die betreffenden Studierenden von der Erbringung weiterer Prüfungsleis-

tungen ausgeschlossen und exmatrikuliert. 

(6) Werden Verfehlungen erst nach Abschluss einer Prüfung bekannt, kann die Prüfung nachträglich 
mit der Note 5,0 (nicht ausreichend) bewertet werden. Den betreffenden Studierenden ist vor 

einer Entscheidung Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 

§ 14 Freiversuch 

(1) Eine in einem Modul erstmals angetretene und nicht bestandene Prüfungsleistung gilt auf Antrag 
der Studierenden als nicht unternommen (Freiversuch). Der Antrag auf Freiversuch ist spätestens 

zwei Wochen vor Ablegen des letzten Prüfungsversuchs in diesem Modul bei der Prüfungsverwal-

tung der Hochschule einzureichen. Bei Abschlussarbeiten ist ein Freiversuch nicht möglich. 

(2) Eine bestandene Prüfungsleistung kann zur Notenverbesserung auf Antrag als Freiversuch einmal 

wiederholt werden; dabei zählt das jeweils bessere Ergebnis. Der Freiversuch ist zusammen mit 
der Anmeldung zur erneuten Prüfung spätestens zwei Wochen vor dem Prüfungstermin bei der 

Prüfungsverwaltung der Hochschule zu beantragen. 

(3) Die Zahl von Freiversuchen ist im Bachelorstudium auf zwei, im Masterstudium auf einen be-

grenzt. 

§ 15 Prüfungswiederholung 

(1) Nicht bestandene Prüfungsleistungen können – mit Ausnahme der Abschlussarbeit – zweimal 

wiederholt werden. Wird die Prüfungsleistung auch nach zweimaliger Wiederholung nicht bestan-
den, so ist die Prüfungsleistung endgültig nicht bestanden. Die Wiederholung einer bestandenen 
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Prüfungsleistung ist, abgesehen von Freiversuchen im Sinne des § 14, nicht zulässig. Einschlä-

gige Fehlversuche in vergleichbaren Prüfungen sind anzurechnen. 

(2) Für Prüfungsleistungen kann ein Wiederholungstermin im folgenden Semester festgelegt werden. 

Der Wiederholungstermin liegt in der Regel im Zeitraum der letzten beiden Wochen der vorle-
sungsfreien Zeit und den ersten beiden Wochen der Vorlesungszeit. An- und Abmeldefristen gel-

ten entsprechend § 12 Abs. 2 und 3. 

(3) Bei der Wiederholung einer Prüfung kann auf schriftlichen Antrag der oder des Studierenden mit 

Einverständnis der Prüfenden und der Genehmigung des Prüfungsausschusses eine andere Form 

der Prüfung als die im Modulhandbuch festgelegte gewählt werden. 

§ 16 Bewertung der Prüfungsleistungen, Bildung von Noten 

(1) Die Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen erfolgt durch die jeweiligen Prüfenden in Form 

von Noten. Folgende Noten sind zu verwenden: 

1,0 / 1,3 = sehr gut = eine hervorragende Leistung 

1,7 / 2,0 / 2,3 = gut = eine Leistung, die erheblich über den 

durchschnittlichen Anforderungen liegt 

2,7 / 3,0 / 3,3 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen  

Anforderungen genügt 

3,7 / 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz Mängeln noch den 

Anforderungen genügt 

5,0  = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher Män-

gel den Anforderungen nicht mehr genügt 

Nicht benotete Prüfungsleistungen werden mit „bestanden“ bzw. „nicht bestanden“ bewertet. 

(2) Die englische Übersetzung der Modulnoten erfolgt entsprechend folgender Tabelle: 

1,0  = excellent  =  A 

1,3  = very good = B 

1,7 / 2,0 / 2,3 = good = C 

2,7 / 3,0 / 3,3 = satisfactory = D 

3,7 / 4,0 = sufficient = E 

5,0  = failed = F 

(3) Eine einzelne Prüfungsleistung ist bestanden, sofern sie mindestens mit der Note 4,0 (ausrei-
chend) oder mit „bestanden“ bewertet wurde. Gehen in die Bewertung einer Prüfungsleistung 

semesterbegleitende Leistungsüberprüfungen ein oder handelt es sich bei der Prüfung um eine 

Kombination verschiedener Prüfungsformen, so müssen die Prüfenden die Studierenden spätes-
tens drei Wochen nach Beginn des Moduls darüber informieren, welcher Anteil an bestandenen 

Teilleistungen mindestens notwendig ist, um die gesamte Prüfungsleistung zu bestehen. 

(4) Bei der Bildung der Gesamtnote für die Verleihung des Abschlussgrades wird das mit den Leis-

tungspunkten gewichtete Mittel aller Noten gebildet. Die studiengangspezifischen Ordnungen 
können eine gesonderte Gewichtung für die Bachelorarbeit oder für einzelne Module vorsehen. 

Dabei darf die Bachelorarbeit max. 20 % und die Masterarbeit max. 30 % der Gesamtnote aus-

machen. 

Bei der Bildung der Gesamtnote wird die erste Dezimalstelle nach dem Komma berücksichtigt, 

alle weiteren Dezimalstellen werden ohne Rundung gestrichen. Die Notenstufen für die Gesamt-

note lauten: 

bis 1,5 = sehr gut = eine hervorragende Leistung 
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1,6 bis 2,5 = gut = eine Leistung, die erheblich über den  

durchschnittlichen Anforderungen liegt 

2,6 bis 3,5 = befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen  

Anforderungen genügt 

3,6 bis 4,0 = ausreichend = eine Leistung, die trotz Mängeln noch den  

Anforderungen genügt 

über 4,0 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen erheblicher  

Mängel den Anforderungen nicht mehr genügt. 

(5) Die englische Übersetzung der Gesamtnote erfolgt entsprechend folgender Tabelle: 

1,0 - 1,2 = excellent 

1,3 - 1,5  = very good 

1,6 - 2,5  = good 

2,6 - 3,5  = satisfactory 

3,6 - 4,0  = sufficient 

higher than 4,0 = failed 

(6) Im Fall der Ergänzung der Notenskala durch die Vergabe von ECTS-Grades (relative Noten) wird 

die Bewertung nach dem ECTS-Leitfaden der Europäischen Kommission vorgenommen. 

§ 17 Prüfungsausschuss 

(1) Für die Organisation und die Wahrnehmung der durch diese Ordnung zugewiesenen Aufgaben 

wird mindestens in jedem Fachbereich, im sachlich begründeten Ausnahmefall auch für einzelne 

Studiengänge, ein Prüfungsausschuss gebildet. Dem Prüfungsausschuss gehören an: 

1. fünf Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Hochschullehrer, 

2. zwei Vertreter oder Vertreterinnen der Gruppe der Studierenden und 

3. jeweils eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der Akademischen Mitarbeiter sowie der 

Gruppe der Sonstigen Mitarbeiter. 

4. Bei der Besetzung des Prüfungsausschusses ist die Frauenförderrichtlinie der Hochschule in 

der jeweils gültigen Fassung zu beachten. Die Mitglieder des Prüfungsausschusses werden 

durch den Fachbereichsrat benannt. Ihre Amtszeit endet auf eigenen Wunsch oder durch Be-

schluss des Fachbereichsrats. 

(2) Die oder der Vorsitzende, die oder der Stellvertretende Vorsitzende, die weiteren Mitglieder sowie 
deren Stellvertretende werden von dem nach der Grundordnung der Hochschule zuständigen Or-

gan des jeweiligen Fachbereiches bestimmt. 

(3) Der Prüfungsausschuss achtet darauf, dass die Bestimmungen dieser Ordnung und der fachspezi-
fischen Studien- und Prüfungsordnungen des Fachbereiches eingehalten werden. Der Prüfungs-

ausschuss gibt Anregungen zur Reform der Studien- und Prüfungsordnungen und der Regelstudi-

enpläne. 

(4) Die oder der Vorsitzende führt die laufenden Geschäfte des Prüfungsausschusses. Der Prüfungs-
ausschuss kann durch Beschluss weitere Aufgaben auf seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzen-

den übertragen. 

(5) Anträge auf Beratung oder Entscheidung des Prüfungsausschusses sind in schriftlicher Form an 
die Prüfungsverwaltung der Hochschule zu stellen. Eine Entscheidung sollte spätestens sechs 

Wochen nach Antragstellung bekannt gegeben werden. 

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind grundsätzlich hochschulöffentlich. Der Sitzungster-

min ist spätestens fünf Werktage vor der Sitzung im Fachbereich und bei der Prüfungsverwaltung 
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bekanntzugeben. Individuelle Prüfungsentscheidungen werden in nichtöffentlicher Sitzung be-
handelt. Vertretende der Prüfungsverwaltung können an den Sitzungen des Prüfungsausschusses 

mit beratender Stimme teilnehmen. Der Ausschuss beschließt mit einfacher Mehrheit; bei Stim-

mengleichheit gibt die Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Die Feststellung der Be-

schlussfähigkeit regelt die Grundordnung der Hochschule in der jeweils gültigen Fassung. 

(7) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses und deren Stellvertretende unterliegen der Amtsver-
schwiegenheit. Sofern sie nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie zu Beginn ihrer Amtszeit 

durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Dies ist ak-

tenkundig zu machen. 

(8) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben das Recht, der Abnahme von Prüfungen beizu-

wohnen. 

§ 18 Abschlussarbeit 

(1) In Bachelor- und Masterstudiengängen ist die Anfertigung einer Abschlussarbeit (Bachelorarbeit 
bzw. Masterarbeit) obligatorisch. Die Abschlussarbeit besteht aus der schriftlichen Arbeit und ei-

nem Kolloquium, in dem die Studierenden ihre Arbeit erläutern. 

(2) Die Bachelorarbeit hat nach Maßgabe der Studien- und Prüfungsordnung einen Bearbeitungsum-
fang von mindestens sechs und höchstens zwölf Leistungspunkten. Die Masterarbeit hat einen 

Bearbeitungsumfang von mindestens 15 und höchstens 30 Leistungspunkten. 

(3) Das Thema wird auf Antrag der oder des Studierenden vom Prüfungsausschuss ausgegeben. Die 

oder der Studierende kann Themenwünsche äußern. Die oder der Studierende ist gehalten, sich 
frühzeitig und eigenverantwortlich um ein geeignetes Thema zu bemühen und dieses mit einer 

zur Abnahme und Bewertung der Abschlussarbeit befugten Betreuerin oder mit einem zur Ab-

nahme und Bewertung der Abschlussarbeit befugten Betreuer abzustimmen. Die Absicherung der 
Betreuung aller Studierenden obliegt der jeweils zuständigen Dekanin oder dem jeweils zuständi-

gen Dekan. 

(4) Die Abschlussarbeit kann auch in Form einer Gruppenarbeit erbracht werden, wenn der als Prü-

fungsleistung zu bewertende Beitrag der einzelnen Studierenden auf Grund der Angabe von Ab-

schnitten, Seitenzahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine eindeutige Abgrenzung er-

möglichen, deutlich unterscheidbar und bewertbar ist. 

(5) Das Thema der Abschlussarbeit wird entsprechend der Regelungen in den studiengangsspezifi-
schen Studien- und Prüfungsordnungen, frühestens aber nach erfolgreichem Abschluss der deut-

lichen Mehrzahl der Studien- und Prüfungsleistungen ausgegeben. Dies setzt den erfolgreichen 

Abschluss aller Studien- und Prüfungsleistungen aus dem Pflichtbereich sowie mindestens 75 
Prozent der Gesamtzahl der im Studiengang zu absolvierenden Leistungspunkte abzüglich der 

Leistungspunkte für die Abschlussarbeit und für das Kolloquium, voraus. Nach erfolgreichem Ab-
schluss sämtlicher Studien- und Prüfungsleistungen soll das Thema der Abschlussarbeit spätes-

tens vier Wochen nach Anmeldung ausgegeben werden. 

(6) Die Abschlussarbeit ist spätestens in dem Semester anzumelden, das unmittelbar an das Semes-

ter anschließt, in dem die Voraussetzungen zur Anmeldung zur Abschlussarbeit erfüllt wurden, 

sonst erlischt der Prüfungsanspruch. Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss auf begründeten 
Antrag der Studierenden die Anmeldefrist verlängern; der Antrag dazu ist schriftlich spätestens 

drei Wochen vor Ablauf des Semesters zu stellen. 

(7) Das Thema der Abschlussarbeit kann nur einmal und innerhalb der ersten drei Wochen der Bear-

beitungszeit zurückgegeben werden. Spätestens drei Monate nach Rückgabe des ersten Themas 

muss ein neues Thema beantragt werden. 

(8) Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag der Studierenden die Bearbei-

tungszeit verlängern; der Antrag dazu ist schriftlich spätestens drei Wochen vor dem vereinbar-
ten Abgabetermin zu stellen. Eine Stellungnahme der oder des betreuenden Prüfenden ist dem 

Antrag beizufügen. Auf Antrag kann der zuständige Prüfungsausschuss eine Nachfrist gewähren, 
wenn die Bearbeitungsfrist wegen nicht durch den Studierenden zu vertretender Umstände nicht 

eingehalten werden kann. Die Nachfrist darf die Hälfte der regulären Bearbeitungsfrist nicht 
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überschreiten. Kann auch die Nachfrist aufgrund nicht durch den Studierenden zu vertretender 
Umstände nicht eingehalten werden, muss spätestens im Folgesemester nach Ende der Erkran-

kung ein neues Thema beantragt werden. 

(9) Bei ärztlich nachgewiesener Krankheit wird die Bearbeitungszeit entsprechend unterbrochen. 

§ 19 Abgabe und Bewertung der Abschlussarbeit 

(1) Die Abschlussarbeit ist fristgemäß in digitaler Form bei der Prüfungsverwaltung der Hochschule 

abzuliefern; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 

(2) Bei der Abgabe haben die Studierenden an Eides statt in Textform zu versichern, dass sie ihre 
Arbeit – bei einer Gruppenarbeit ihren entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – selb-

ständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt sowie 

alle Passagen, die wörtlich oder sinngemäß aus der Literatur oder aus anderen Quellen übernom-

men wurden, deutlich als Zitat mit Angabe der Quelle kenntlich gemacht haben. 

(3) Wird die Abschlussarbeit nicht fristgemäß abgeliefert, so wird sie mit der Note 5,0 (nicht ausrei-
chend) bewertet. Für ein endgültiges Nichtbestehen der Abschlussarbeit gelten die Vorgaben des 

§ 9 Abs. 2 entsprechend. 

(4) Die Abschlussarbeit wird von zwei Prüfenden schriftlich begutachtet und bewertet. Die Note für 
den schriftlichen Teil ergibt sich aus dem arithmetischen Mittel der beiden Einzelbewertungen. 

Wird die Abschlussarbeit einmal mit 4,0 oder besser, einmal mit 5,0 bewertet, so holt der Prü-
fungsausschuss ein weiteres Gutachten ein. Die Endnote wird in diesem Fall aus dem arithmeti-

schen Mittel der drei Noten gebildet. Ergibt sich als Endnote 4,0 oder besser, gilt der schriftliche 
Teil der Abschlussarbeit als bestanden. Das Bewertungsverfahren soll für Bachelorarbeiten vier 

Wochen, für Masterarbeiten sechs Wochen nicht überschreiten. Im Ausnahmefall kann der Prü-

fungsausschuss auf vorherigen Antrag beider Prüfenden eine Verlängerung des Bewertungsver-

fahrens um maximal vier Wochen gestatten. 

(5) Ist der schriftliche Teil der Abschlussarbeit mindestens mit der Note 4,0 (ausreichend) bewertet 
worden, verteidigt die oder der Studierende ihre oder seine Abschlussarbeit in einem Kolloquium. 

Die Dauer des Kolloquiums beträgt in der Regel mindestens 30 und höchstens 60 Minuten. Das 

Kolloquium ist hochschulöffentlich, sofern nicht schutzwürdige Interessen Dritter entgegenste-
hen. Die Termine werden in angemessener Frist durch die betreuende Prüferin oder den betreu-

enden Prüfer im Voraus hochschulöffentlich bekannt gegeben. Das Kolloquium muss innerhalb 
von sechs Monaten nach Abgabe der Arbeit durchgeführt werden. Wenn innerhalb der Frist von 

sechs Monaten kein Kolloquium durchgeführt wurde, hat der Prüfungsausschuss das Recht, eine 

neue Prüferin oder einen neuen Prüfer zu benennen und einen Termin festzusetzen. 

(6) Die Note des Kolloquiums geht entsprechend des in der Studien- und Prüfungsordnung festgeleg-

ten Gewichts in die Gesamtbewertung der Abschlussarbeit ein. Die Abschlussarbeit ist bestanden, 

sofern die Gesamtbewertung mindestens mit der Note 4,0 (ausreichend) benotet wurde. 

§ 20 Wiederholung der Abschlussarbeit 

(1) Eine mit der Note 5,0 (nicht ausreichend) bewertete Abschlussarbeit kann einmal wiederholt wer-

den. Die Anmeldung muss spätestens im unmittelbar folgenden Semester erfolgen. 

(2) Eine Rückgabe des Themas bei der Wiederholung der Abschlussarbeit ist nur zulässig, wenn bei 
der vorherigen Anfertigung von der Rückgabemöglichkeit nach § 18 Abs. 7 kein Gebrauch ge-

macht wurde. 

§ 21 Ergänzungsmodule 

(1) Die Studierenden können außer in den im Regelstudienplan genannten Modulen noch weitere an 

der Hochschule, an anderen deutschen staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschulen oder 
während eines Auslandsstudiums angebotene Veranstaltungen oder Module belegen, darin Prü-

fungsleistungen erbringen und Leistungspunkte erwerben, soweit die Kapazität der Lehrveran-

staltungen es erlaubt. Die Wiederholung freiwillig abgelegter Prüfungen ist ausgeschlossen. 
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(2) Die Belegung solcher Ergänzungsmodule ist im Voraus durch die Lehrenden zu genehmigen, die 

diese Veranstaltungen durchführen. 

(3) Die Ergebnisse von Prüfungsleistungen in Ergänzungsmodulen werden auf Antrag der Studieren-

den bescheinigt. Sie gehen jedoch nicht in die Berechnung der Gesamtnote ein. 

§ 22 Zeugnis und Abschlussurkunde 

(1) Das Studium haben Studierende erfolgreich abgeschlossen, wenn sie an allen nach Maßgabe der 
Prüfungs- und Studienordnung erforderlichen Modulen, einschließlich der Abschlussarbeit und 

des Kolloquiums, erfolgreich teilgenommen haben. 

(2) Die Studierenden erhalten nach erfolgreichem Abschluss unverzüglich, möglichst innerhalb von 

vier Wochen, ein Zeugnis über das Ergebnis ihres Studiums. Das Zeugnis enthält mindestens fol-

gende Angaben: 

1. das Thema der Abschlussarbeit, 

2. die Note der Abschlussarbeit einschließlich des Kolloquiums, 

3. die Liste der belegten Module mit jeweiliger Bewertung und erbrachten Leistungspunkten, 

4. die Gesamtnote, ergänzt um die Notenstufe. 

(3) Das Zeugnis trägt das Datum, an dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. Es wird von 
der Dekanin oder dem Dekan des zuständigen Fachbereiches und der oder dem Vorsitzenden des 

zuständigen Prüfungsausschusses unterzeichnet und mit dem Siegel der Hochschule versehen. 
Das Zeugnis wird zweisprachig in deutscher und in englischer Sprache ausgefertigt. Dem Zeugnis 

wird ein Diploma Supplement in englischer Sprache beigefügt. 

(4) Ehrenamtliche Tätigkeiten während des Studiums im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung 

werden den Studierenden auf Antrag in einer Anlage zum Zeugnis bescheinigt. 

(5) Zusätzlich wird den Studierenden eine Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt. In 
der Urkunde wird die Verleihung des akademischen Grades beurkundet. Die Urkunde wird von 

der Präsidentin oder dem Präsidenten der Hochschule und der oder dem Vorsitzenden des zu-
ständigen Prüfungsausschusses unterzeichnet sowie mit dem Siegel der Hochschule versehen. 

Die Urkunde wird zweisprachig in deutscher und in englischer Sprache ausgefertigt. 

(6) Bei endgültigem Nichtbestehen einer Prüfungsleistung erhalten die betreffenden Studierenden 
auf Antrag eine von der Prüfungsverwaltung ausgestellte Bestätigung über die erbrachten Prü-

fungsleistungen. Die Bestätigung enthält den Hinweis, dass es sich nur um Teile der Anforderun-
gen des Studienganges handelt. Entsprechendes gilt, wenn Studierende, die nur Teile des Studi-

enganges absolviert haben, die Hochschule verlassen. 

§ 23 Einsicht in die Prüfungsakten 

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe von Prüfungsergebnissen wird den Studierenden auf Antrag 

in angemessener Frist Einsicht in ihre Prüfungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten und in Prü-
fungsprotokolle gewährt. Bei einer Vielzahl von Anträgen auf Einsicht zu ein und derselben Prüfung 

kann die Hochschule einheitliche Termine festsetzen, die mindestens eine Woche im Voraus bekannt 

gegeben werden. 

§ 24 Ungültigkeit der Abschlussprüfung 

(1) Haben Studierende bei einer Prüfungsleistung, insbesondere bei der Abschlussprüfung getäuscht 
und wird diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnisses und / oder der Urkunde be-

kannt, so kann die Note der Prüfungsleistung berichtigt werden. Gegebenenfalls können die Mo-
dulnote für 5,0 (nicht ausreichend) und die Abschlussprüfung für „nicht bestanden“ erklärt wer-

den. Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss. 
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(2) Waren die Voraussetzungen für die Teilnahme an einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die be-
treffenden Studierenden hierüber täuschen wollten, und wird diese Tatsache erst nach Aushändi-

gung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung geheilt. 

Haben Studierende vorsätzlich zu Unrecht an einer Prüfung teilgenommen, so können die Note 
der Prüfung für 5.0 (nicht ausreichend) und die Abschlussprüfung für „nicht bestanden“ erklärt 

werden. 

(3) Den betreffenden Studierenden ist vor einer Entscheidung i. S. der Absätze 1 und 2 Gelegenheit 

zur Äußerung zu geben. Die Entscheidung trifft der Prüfungsausschuss. 

(4) Das unrichtige Zeugnis ist einzuziehen und ggf. ein neues auszuhändigen. Mit dem unrichtigen 

Zeugnis ist auch die Urkunde einzuziehen, wenn die Abschlussprüfung auf Grund einer Täu-

schung für „nicht bestanden“ erklärt wurde. 

II. Abschnitt  Regelungen für Online-Prüfungen 

§ 25 Online-Prüfungen 

(1) Der Begriff „Online-Prüfungen“ meint hier schriftliche, mündliche oder praktische Prüfungen, die 

nicht in Präsenz an der Hochschule stattfinden und bei denen während der Prüfung die Verbin-

dung einer Kommunikationseinrichtung mit einem Netzwerk, insbesondere dem Internet, erfor-

derlich ist und die zur Kontrolle eine Aufsicht erforderlich machen. 

(2) Prüfungen, für die gemäß § 8Abs. 1 S. 1 in der Modulbeschreibung die Prüfungsform einer Klau-
sur festgelegt wurde, können zusätzlich auch in Form einer Online-Klausur, mündliche Prüfungen 

können zusätzlich als mündliche Online-Prüfung (Videokonferenz) angeboten werden. 

§ 26 Prüfungsmodalitäten 

(1) Über das Angebot einer Online-Prüfung entscheiden die Prüferinnen oder Prüfer mit Zustimmung 

der Dekanin oder des Dekans. Wird eine Online-Prüfung angeboten, erfolgt die Bekanntmachung 

des Angebots der Online-Prüfung rechtzeitig vor der Prüfung. 

(2) Die Studierenden werden gemäß der Informationserfordernisse nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a 
i. V. m. Art. 4 Nr. 11 und Art. 13 Verordnung (EU) Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Da-
tenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 04.05.2016, S. 1) informiert. Des Weiteren werden 

sie informiert über 

1. die technischen Anforderungen an die einzusetzenden Kommunikationseinrichtungen, insbe-

sondere das Bestehen einer geeigneten Bild- und Tonübertragung zur Videoaufsicht nach § 

30 Abs. 1 S. 1 oder Videokonferenz nach § 31 sowie einer qualitativ ausreichenden Internet-

verbindung und 

2. die organisatorischen Bedingungen an eine ordnungsgemäße Prüfung. 

(3) Für die Studierenden besteht die Möglichkeit, die Prüfungssituation in Bezug auf Technik, die 

Ausstattung und die räumliche Umgebung im Vorfeld der Prüfung zu erproben. 

§ 27 Wahlrecht 

(1) Für Studierende besteht kein Anspruch auf das Angebot einer Online-Prüfung. 

(2) Die Teilnahme an einer Online-Prüfung erfolgt auf freiwilliger Basis. Die Freiwilligkeit der Teil-
nahme ist dadurch sicherzustellen, dass innerhalb desselben Prüfungszeitraums, bei schriftlichen 

Online-Prüfungen in der Regel zeitgleich, unter Beachtung der Grundsätze der Chancengleichheit 

eine Präsenzprüfung als Alternative angeboten wird. 

(3) Die Teilnahme an der Online-Prüfung muss durch die Studierenden unverzüglich nach Bekannt-

gabe des Angebotes auf Durchführung einer Online-Prüfung, jedoch bis spätestens eine Woche 
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vor dem Prüfungstermin, den jeweiligen Prüfenden in Textform mitgeteilt werden. Wenn Studie-
rende vom bestehenden Wahlrecht keinen Gebrauch machen, ist für sie die Präsenzprüfung ver-

pflichtend. 

(4) Sofern die Prüfung zu wiederholen ist und die Durchführung einer Online-Prüfung angeboten 

wird, besteht das Wahlrecht gemäß Abs. 3, außer im Falle des Abs. 5, fort. 

(5) Prüfungen, bei denen es sich um den letzten Versuch einer Prüfungsleistung handelt, werden als 

Präsenzprüfungen durchgeführt. 

§ 28 Datenverarbeitung 

(1) Die Hochschule und die Prüferin oder der Prüfer stellen sicher, dass die bei der Durchführung ei-

ner Prüfung anfallenden personenbezogenen Daten im Einklang mit den datenschutzrechtlichen 

Anforderungen, insbesondere mit der Datenschutz-Grundverordnung, verarbeitet werden. 

(2) Die Studierenden sind in präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form, 

insbesondere darüber zu informieren, zu welchem Zweck personenbezogene Daten verarbeitet 
werden und wann diese wieder gelöscht werden. Vor Beginn der Prüfung sind den Prüfungsteil-

nehmerinnen und Prüfungsteilnehmern Hinweise zum ausgewählten Videokonferenzsystem und 

die entsprechenden Datenschutzhinweise (Informationen nach Art. 13 Datenschutz-Grundverord-
nung) zuzuleiten oder zugänglich zu machen. Auf die Betroffenenrechte nach den Art. 12 bis 21 

Datenschutz-Grundverordnung ist ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) Erfordert die Durchführung einer Online-Prüfung die Installation von Software auf den elektroni-

schen Kommunikationseinrichtungen der Studierenden, so darf dies nur unter den folgenden Vo-

raussetzungen erfolgen: 

1. Die Funktionsfähigkeit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird außerhalb der Prü-

fung nicht und währenddessen nur in dem zur Sicherstellung der Authentifizierung sowie der 

Unterbindung von Täuschungshandlungen notwendigen Maß beeinträchtigt. 

2. Die Informationssicherheit der elektronischen Kommunikationseinrichtung wird zu keinem 

Zeitpunkt beeinträchtigt. 

3. Die Vertraulichkeit der auf der elektronischen Kommunikationseinrichtung befindlichen Infor-

mationen wird zu keinem Zeitpunkt beeinträchtigt. 

4. Eine vollständige Deinstallation ist nach der Online-Prüfung möglich. 

§ 29 Authentifizierung 

(1) Vor Beginn einer Online-Prüfung erfolgt die Authentifizierung der zu prüfenden Person durch Vor-

lage des Studierendenausweises in Verbindung mit einem amtlichen Lichtbildausweis zur zwei-

felsfreien Identifizierung, die nach Aufforderung vorzuzeigen sind. Dabei ist darauf zu achten, 
dass nur die oder der Prüfende die Dokumente der zu prüfenden Person sehen kann. Die Durch-

führung der Authentifizierung ist bei mündlichen Prüfungen im Prüfungsprotokoll zu vermerken. 

(2) Eine Speicherung der im Zusammenhang mit der Authentifizierung verarbeiteten Daten über eine 

technisch notwendige Zwischenspeicherung hinaus ist unzulässig. Personenbezogene Daten aus 

der Zwischenspeicherung sind unverzüglich zu löschen. 

§ 30 Aufsicht bei Online-Klausuren 

(1) Zur Unterbindung von Täuschungshandlungen ist während der gesamten Online-Prüfung zu ge-
währleisten, dass die zu prüfende Person unter persönlicher Aufsicht einer von der Hochschule 

bestimmten Person steht oder über Video beaufsichtigt wird. Im Falle der Videoaufsicht sind die 
Studierenden verpflichtet, die Kamera- und Mikrofonfunktion der zur Prüfung eingesetzten Kom-

munikationseinrichtungen zu aktivieren. Eine darüberhinausgehende Raumüberwachung findet 

nicht statt. Die Videoaufsicht ist so einzurichten, dass der Persönlichkeitsschutz und die Pri-
vatsphäre der Betroffenen nicht mehr als zu den berechtigten Kontrollzwecken erforderlich einge-

schränkt werden. 
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(2) Die Videoaufsicht erfolgt durch Personal der Hochschule. Eine automatisierte Auswertung insbe-

sondere von Bild- und Tondaten der Videoaufsicht ist unzulässig. 

(3) Eine dauerhafte Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitige Speicherung der Bild- oder Tonda-

ten ist unzulässig. Im konkreten Verdacht einer Täuschung kann eine anlassbezogene Aufzeich-
nung stattfinden. In diesem Fall erfolgt die Speicherung nur so lange, wie dies zu Kontrollzwe-

cken unbedingt erforderlich ist. 

§ 31 Mündliche Online-Prüfungen 

(1) Für die zur Durchführung der mündlichen Online-Prüfungen notwendige Übertragung von Bild 

und Ton über die Kommunikationseinrichtung der Studierenden gilt § 30 entsprechend. 

(2) Die wesentlichen Inhalte der mündlichen Online-Prüfung werden von einer Prüferin oder einem 

Prüfer oder einer Beisitzerin oder einem Beisitzer protokolliert. 

§ 32 Technische Störungen 

(1) Technische Störungen während der Prüfung werden unter Angabe von Art, Umfang und Dauer 
der Störung protokolliert. Tritt die technische Störung bei der zu prüfenden Person auf, muss sie 

von ihr unverzüglich auf geeignete Art und Weise dem zuständigen Prüfungsamt angezeigt wer-

den. Dies gilt auch für den Fall, dass die bearbeitete Prüfungsaufgabe nach Ablauf der Prüfung 
von der zu prüfenden Person nicht übermittelt werden kann. Wenn der oder dem Studierenden 

nachgewiesen werden kann, dass sie oder er die Störung absichtlich herbeigeführt hat, gilt dies 

als Täuschungsversuch. In diesem Fall gelten die Regelungen des § 13 Abs. 3. 

(2) Ist die Übermittlung der Prüfungsaufgabe, die Bearbeitung der Prüfungsaufgabe, die Übermitt-
lung der Prüfungsleistung oder die Videoaufsicht zum Zeitpunkt der Prüfung bei einer Online-

Klausur technisch nicht durchführbar, wird die Prüfung im jeweiligen Stadium beendet und die 

Prüfungsleistung nicht gewertet. Der Prüfungsversuch gilt als nicht unternommen. 

(3) Ist die Bild- oder Tonübertragung während der Prüfung vorübergehend gestört, wird die Prüfung 

nach Behebung der Störung fortgesetzt. Die Prüfung kann anschließend um den Zeitraum der 
technischen Störung verlängert werden. Dauert die technische Störung an, so dass die Prüfung 

nicht ordnungsgemäß fortgeführt werden kann, wird die Prüfung zu einem späteren Zeitpunkt 

wiederholt. 

(4) Tritt die technische Störung bei einer mündlichen Online-Prüfung auf, nachdem bereits ein we-

sentlicher Teil der Prüfungsleistung erbracht wurde, kann die Prüfung fernmündlich ohne Ver-

wendung eines Videokonferenzsystems fortgesetzt und beendet werden. 

III. Abschnitt Schlussbestimmungen 

§ 33 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in den Amtlichen Mitteilungen in Kraft. Gleichzei-

tig tritt die Rahmenordnung für Studien- und Prüfungsordnungen der Technischen Hochschule Bran-

denburg vom 13.01.2021 außer Kraft. 

 

 

 

Brandenburg an der Havel, 22.12.2022 

 

gez. Prof. Dr. Andreas Wilms 

Präsident 


